
    

 

 

Amtsblatt  

des Landratsamtes Ostallgäu 
herausgegeben vom Landratsamt Ostallgäu 
Schwabenstraße 11, 87616 Marktoberdorf 

 
Sprechzeiten:  
Montag, Mittwoch und Freitag  7.30 – 12.30 Uhr 
Dienstag     7.30 – 16.00 Uhr 
Donnerstag    7.30 – 17.30 Uhr 
und nach Terminvereinbarung 
 

 
Öffnungszeiten Bürgerservice:  
Montag und Dienstag   7.30 – 17.30 Uhr 
Mittwoch und Freitag   7.30 – 12.30 Uhr 
Donnerstag    7.30 – 19.00 Uhr 
 
 

 

Jahrgang 79 Donnerstag, 22.02.2024 Nummer 04 

Bekanntmachung 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter verstorben; Zustellung an den/die Erben von 

Frau Dr. Walburga Deutschinoff, Kurfürstenallee 26,  

87616 Marktoberdorf: Öffentliche Zustellung gemäß Art.15 

Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). 

Die Anordnung des Landratsamtes Ostallgäu vom 09.02.2024, 

Aktenzeichen 30-1420/OAL DL93, Vollzug der FZV. Grund der 

Anordnung: Fehlender Versicherungsschutz, kann beim 

Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 

Kfz-Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden 

eingesehen werden. 

Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich zugestellt. Damit 

werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechts-

verluste drohen. 

Fabian Wiedemann           Eapl.: 30-1420/OAL DL93 

 

Bekanntmachung 

Vollzug des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) und der 

Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) 

Hier: Herr Marco Mattia Canu, * 30.11.1982 in Sassari, 

wohnhaft in NL - 3061GA Rotterdam, Bethelhemstraat 5 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 31.01.2024, Aktenzeichen 30-

1430. Grund der Anordnung: Beibringung eines 

Fahreignungsgutachtens kann beim Landratsamt Ostallgäu, 

Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, Fahrerlaubnisbehörde 

zu den üblichen Dienststunden eingesehen werden. Das o.g. 

Dokument wird hiermit öffentlich zugestellt. Damit werden 

Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 

drohen. 

Stefan Miller                                                          Eapl.: 30-1430 

 

 

 

 

 

 

 

Bekanntmachung 

Vollzug des Straßenverkehrsgesetzes (StVG) und der 

Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV) 

Hier: Herr Miroslav Zizka, * 01.06.1991 in Trencin, wohnhaft in 

SK-911 01 Trencin, Jana Halasu 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 26.01.2024, Aktenzeichen 30-

1430. Grund der Anordnung: Beibringung eines 

Fahreignungsgutachtens, kann beim Landratsamt Ostallgäu, 

Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, Fahrerlaubnisbehörde 

zu den üblichen Dienststunden eingesehen werden. Das o.g. 

Dokument wird hiermit öffentlich zugestellt. Damit werden 

Fristen in Gang gesetzt, nach deren Ablauf Rechtsverluste 

drohen. 

Stefan Miller                                                          Eapl.: 30-1430 

 

Bekanntmachung 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter (zuletzt wohnhaft) Herrn Loránt Barnabás Biró, 

Landsberger Str. 28, 86807 Buchloe, z. Zt. unbekannten 

Aufenthalts 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 16.02.2024, Aktenzeichen 30-

1420/CLP YW821 wegen Vollzug der FZV; Grund der 

Anordnung: Fehlender Versicherungsschutz, kann beim 

Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 

Kfz-Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden 

eingesehen werden. Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich 

zugestellt. Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen. 

Fabian Martin                                   Eapl.: 30-1420/CLP-YW821 

 

 

 

 

 

 

 



 

Bekanntmachung 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter verstorben Zustellung an den/die Erben von Herrn 

Helmut Günther Rauhenbichl 4, 87642 Halblech 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 16.02.2024, Aktenzeichen 30-

1420/OAL HG273 wegen Vollzug der FZV; Grund der 

Anordnung: Fehlender Versicherungsschutz kann beim 

Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 

Kfz-Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden 

eingesehen werden. Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich 

zugestellt. Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen. 

Fabian Martin                                   Eapl.: 30-1420/OAL-HG273 

 

Bekanntmachung 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter verstorben Frau Christiane Krebs, Schützenstr. 19, 

86862 Lamerdingen 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 13.02.2024, Aktenzeichen 30-

1420/OAL KC664 wegen Vollzug der FZV; Grund der 

Anordnung: Fehlender Versicherungsschutz kann beim 

Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 

Kfz-Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden 

eingesehen werden. Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich 

zugestellt. Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen. 

Fabian Martin                                   Eapl.: 30-1420/OAL-KC664 

 

Bekanntmachung 

Vollzug der Fahrzeug-Zulassungsverordnung (FZV) 

Hier: Halter verstorben Zustellung an den/die Erben von Herrn 

Mathias Wöhrle, Augsburger Straße 5, 86862 Lamerdingen 

Öffentliche Zustellung gemäß Art. 15 Verwaltungszustellungs- 

und Vollstreckungsgesetz (VwZVG). Die Anordnung des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 16.02.2024, Aktenzeichen 30-

1420/OAL CE129 wegen Vollzug der FZV; Grund der 

Anordnung: Fehlender Versicherungsschutz kann beim 

Landratsamt Ostallgäu, Schwabenstr. 11, 87616 Marktoberdorf, 

Kfz-Zulassungsbehörde zu den üblichen Dienststunden 

eingesehen werden. Das o. g. Dokument wird hiermit öffentlich 

zugestellt. Damit werden Fristen in Gang gesetzt, nach deren 

Ablauf Rechtsverluste drohen. 

Fabian Martin                                   Eapl.: 30-1420/OAL-CE129 

 

Vollzug des Unterhaltsvorschussgesetzes und des 

Bayerischen Verwaltungszustellungs- und 

Vollstreckungsgesetzes (VwZVG); Öffentliche Zustellung 

gemäß Art. 15 VwZVG 

Bekanntmachung 

Leistungen nach dem Unterhaltsvorschussgesetz für Kostiantyn 

Smolieninov, geb. 04.06.2010 

Mitteilung über den Übergang von Unterhaltsansprüchen auf 

den Freistaat Bayern gemäß § 7 Unterhaltvorschussgesetz. 

Unterhaltspflichtiger: Andrii Smolieninov, geb. 23.08.1981, 

derzeit unbekannten Aufenthalts. Das Schreiben des 

Landratsamtes Ostallgäu vom 12.02.2024 an den 

Unterhaltspflichtigen kann beim Landratsamt Ostallgäu, 

Außenstelle Jugendamt in 87616 Marktoberdorf, Georg-

Fischer-Straße 18, Zimmer J 006, Erdgeschoss, während der 

üblichen Dienststunden eingesehen werden. 

Mohr, Regierungsdirektor                 Eapl.: 21-UVG-434-S-8483 

 

 

 

 

Bekanntmachung des Schulamtes Ostallgäu über die 

Schuleinschreibung für das Schuljahr 2024/25 

Die Schulanmeldung findet in allen Grundschulen im Landkreis 

Ostallgäu im Monat März statt. 

Empfohlener Tag für die Schulanmeldung ist Dienstag, der 

19.03.2024. Anmeldetermin, Ort und Zeit werden von der 

jeweiligen Schulleitung festgesetzt und ortsüblich 

bekanntgemacht. 

Die Anmeldung erfolgt an der jeweils zuständigen 

Sprengelschule. 

Anzumelden sind  

1. alle Kinder, die am 30. September 2024 sechs Jahre alt 

sind, also spätestens am 30. September 2018 geboren sind,  

1.1. Für Kinder, die im Zeitraum vom 1. Juli bis zum 30. 

September 2024 sechs Jahre alt werden 

(Einschulungskorridor) und deren Erziehungsberechtigte den 

Beginn der Schulpflicht nicht auf das kommende Schuljahr 

verschieben gilt:  

Diese Kinder durchlaufen das Anmelde- und 

Einschulungsverfahren an den Schulen ebenso wie alle 

anderen Kinder. Auf der Grundlage der gewonnenen 

Erkenntnisse berät die Schule die Erziehungsberechtigten und 

spricht eine Empfehlung aus. Die Erziehungsberechtigten 

entscheiden dann, ob ihr Kind bereits zum kommenden oder 

erst im darauffolgenden Schuljahr eingeschult wird. Möchten 

die Erziehungsberechtigten die Einschulung auf das folgende 

Schuljahr verschieben, müssen sie dies der Schule im 

Schuljahr 2023/24 bis spätestens 10. April 2024 schriftlich 

mitteilen. Eine Verlängerung der Frist ist nicht möglich! Geben 

die Eltern bis 10. April 2024 keine Erklärung ab, wird das Kind 

zum kommenden Schuljahr schulpflichtig.  

2. Kinder, deren Beginn der Schulpflicht einmal verschoben 

wurde oder, 

3. die bereits einmal von der Aufnahme in die Grundschule 

zurückgestellt wurden 

Ferner wird auf Antrag der Erziehungsberechtigten ein Kind 

schulpflichtig, wenn zu erwarten ist, dass es voraussichtlich mit 

Erfolg am Unterricht teilnehmen kann; bei einem Kind, das 

nach dem 31.12.2024 sechs Jahre alt wird, ist zusätzliche 

Voraussetzung für die Aufnahme in die Grundschule, dass in 

einem schulpsychologischen Gutachten die Schulfähigkeit 

bestätigt wird. Ein Antrag auf vorzeitige Einschulung ist 

spätestens bei der Schulanmeldung zu stellen. Die 

Erziehungsberechtigten können ein auf Antrag 

aufgenommenes Kind nach dem 31. Juli 2024 nicht mehr 

abmelden. 

Ein Kind, das am 30. September 2024 mindestens sechs Jahre 

alt ist, kann für die Dauer des Schuljahres 2024/25 vom 

Schulbesuch zurückgestellt werden, wenn zu erwarten ist, dass 

das Kind voraussichtlich erst ein Schuljahr später mit Erfolg am 

Unterricht der Grundschule teilnehmen kann. Dies gilt auch für 

Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf, wenn für diese 

ein Schuljahr später der Förderbedarf an der Grundschule 

gedeckt werden kann. Die Zurückstellung soll vor Aufnahme 

des Unterrichts verfügt werden. Sie ist noch bis zum 30. 

November zulässig, wenn sich erst innerhalb dieser Frist 

herausstellt, dass die Voraussetzungen für eine Zurückstellung 

gegeben sind. Die Zurückstellung ist nur einmal zulässig. Für 

Kinder mit sonderpädagogischem Förderbedarf gibt es unter 

bestimmten Voraussetzungen Ausnahmen. 

Bei Kindern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 

entscheiden die Erziehungsberechtigten, an welchem der im 

Einzelfall rechtlich und tatsächlich zur Verfügung stehenden 

Lernorte ihr Kind unterrichtet werden soll. Sie melden ihr Kind 

an der Sprengelschule, einer Schule mit dem Schulprofil 

„Inklusion“ oder an der Förderschule an. Kann der individuelle 

Förderbedarf an der Grundschule auch unter Berücksichtigung 

des Gedankens der sozialen Teilhabe nach Ausschöpfung der 

an der Schule vorhandenen Unterstützungsmöglichkeiten sowie 



 

der Möglichkeit des Besuchs einer Schule mit dem Schulprofil 

„Inklusion“ nicht hinreichend gedeckt werden und ist eine 

weitere Festlegung des Art. 41 Abs.5 BayEUG zutreffend, so 

besucht die Schülerin oder der Schüler eine geeignete 

Förderschule. Die Aufnahme in die Förderschule setzt die 

Erstellung eines sonderpädagogischen Gutachtens voraus. Die 

Erziehungsberechtigten eines Kindes mit festgestelltem oder 

vermutetem sonderpädagogischen Förderbedarf sollen sich 

rechtzeitig über die möglichen schulischen Lernorte an einer 

schulischen Beratungsstelle informieren. Zur Beratung können 

weitere Personen, z.B. der Schulen, der Mobilen 

Sonderpädagogischen Dienste sowie der Sozial- oder 

Jugendhilfe, beigezogen werden. 

Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, bei denen nicht 

mindestens eine Erziehungsberechtigte oder ein 

Erziehungsberechtigter deutscher Herkunft ist, nehmen im 

ersten Halbjahr des Kalenderjahres, das dem Jahr des Eintritts 

der Vollzeitschulpflicht vorangeht, an einer 

Sprachstandserhebung in Kindertageseinrichtungen teil. 

Besucht das Kind keine Kindertageseinrichtung, führt die 

Sprachstandserhebung die Grundschule durch, in der die 

Schulpflicht voraussichtlich zu erfüllen ist. Kinder, die nach dem 

Ergebnis der Sprachstandserhebung nicht über hinreichende 

Deutschkenntnisse verfügen, die für eine erfolgreiche 

Teilnahme am Unterricht der Grundschule notwendig sind, 

sollen einen Vorkurs zur Förderung der deutschen 

Sprachkenntnisse besuchen. Die zuständige Grundschule kann 

ein Kind, das weder eine Kindertageseinrichtung noch einen 

Vorkurs besucht hat und bei dem im Rahmen der 

Schulanmeldung festgestellt wird, dass es nicht über die 

notwendigen Deutschkenntnisse verfügt, von der Aufnahme 

zurückstellen und das Kind verpflichten, im nächsten Schuljahr 

eine Kindertageseinrichtung mit integriertem Vorkurs zu 

besuchen. 

Marktoberdorf, 19.02.2024 

gez.   gez. 

Zinnecker   Roth 

Landrätin   Schulamtsdirektor 

Rechtliche Leiterin  Fachlicher Leiter 

 

Durch die digitale Unterschrift können an diesem pdf-Dokument 

keine Änderungen mehr vorgenommen werden.  
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